
Zeitschrift für Politikwissenschaft 20. Jahrgang (2010) Heft 1, 89-108 89

Markus Kaim

Die sicherheitspolitischen Folgen des 
Klimawandels
Kanada und die Frage arktischer Souveränität

Kurzfassung

Erderwärmung und Klimawandel werden zunehmend als Sicherheitsproblem 
bezeichnet. Dabei ist die Frage, inwiefern sie zum Ausbruch gewaltsamer Kon-

-
wirkungen haben klimainduzierte Veränderungen auf die Außen- und Sicher-
heitspolitik einzelner Staaten? Unter welchen Bedingungen führt der Klima-

-
fragen geht der Artikel am Beispiel von Kanadas Arktispolitik nach. Bereits 
jetzt hat der Klimawandel mit drastisch ansteigenden Temperaturen und dem 
Schmelzen des arktischen Eispanzers die Region stark verändert. Der ver-

hat im Einklang mit seiner außenpolitischen Tradition seinen Anspruch durch 
eine Politik der „arktischen Souveränität“ unterstrichen. Dennoch stehen die 

der Schwierigkeiten im Rahmen der bestehenden nationalen und internationalen 
Gesetzgebung. Innenpolitisch drängen die First Nations auf eine Politik, die 
nachhaltige Entwicklung und Artenschutz in den Vordergrund stellt. International 
wirken sich bereits bestehende Kooperationsmuster im arktischen Raum positiv 

* Der Autor dankt Pia Niedermeier für die Unterstützung bei den Recherchen für den 

Hinweise.
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1. Einleitung: Klimawandel und Sicherheit

Dass der globale Klimawandel in den kommenden Jahrzehnten Auswirkungen 
nicht nur auf unsere Umwelt, sondern mittelbar auch auf gesellschaftliche Ent-
wicklungen und die internationalen Beziehungen haben wird, ist in der For-
schung weitgehend unumstritten. Unter Politikern und Politikwissenschaftlern 
dominiert gleichermaßen die These, dass der Klimawandel auch gravierende 

-
-

Staaten zunimmt und so neue Rückzugsräume für Terrorismus entstehen. Staa-
ten, die bereits heute über eine geringe Anpassungsfähigkeit verfügen, würden 

-
-

zungskompetenz. Durch die Konkurrenz um Energie und andere natürliche 
-

dels neue Interessengegensätze entstehen, deren Bearbeitung zumeist friedlich, 

-
-

ken für die weltwirtschaftliche Entwicklung.1

Obgleich prinzipiell Konsens über die oben beschriebenen sicherheitspoli-
tischen Folgen des Klimawandels besteht, so bleibt in der Fachliteratur jedoch 

1 Vgl. Für den Zusammenhang zwischen Staatszerfall und Terrorismus CNA 2007; Bar-
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respond. Preventive responses to these stresses are needed, but the precise 

Mit Blick auf drei Dimensionen bleiben die kausalen Mechanismen, die 
von Klimaveränderungen zu sicherheitspolitischen Auswirkungen führen sollen, 

einen Allgemeinplatz zu handeln, dessen Gehalt in der Forschung jedoch weit-
-

nomen handelt, das die Erde in ihrer Gesamtheit betrifft, werden die sicher-
heitspolitischen Effekte der globalen Erwärmung von Region zu Region 

-

wahrscheinlich zu Sicherheitsproblemen führen wird. Dies ist aber noch nicht 
viel mehr als eine Vermutung, die empirisch zu unterfüttern wäre. Zudem 
bleibt offen, welche Strategien zur Bewältigung dieser neuen Herausforderun-

-
rigen Arbeiten hingegen einer sehr allgemeinen, globalen Perspektive verhaftet, 

-

-
heitspolitischen Folgeneinschätzung des Klimawandels betrifft den Stellenwert 
des Klimawandels im Verhältnis zu anderen Faktoren, die die gewaltsame 

-

hängt jedoch von einer Vielzahl von Variablen ab, von denen der Klimawandel 

Parteien bislang gemacht – dominieren Muster von Kooperation oder Konfron-
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Politikfelder verbinden diese neben der Frage der sicherheitspolitischen Fol-
gen des Klimawandels? 

-
ka und der Verweis auf die Einbettung klimainduzierter, sicherheitspolitischer 

-

-

-

auch zu einer vertieften Kooperation mit anderen Akteuren bis hin zur Heraus-
bildung von neuen Regimen und Institutionen führen.2

politische Entscheidung, welche Strategien Staaten als Folge des Klimawan-
dels anwenden. In Paraphrase eines berühmten Zeitschriftenaufsatzes ließe 

-
-

den kommenden Jahrzehnten tatsächlich auf den Klimawandel reagieren werden 

-
-

Botschaft […] lautet, dass der Klimawandel ohne entschiedenes Gegensteuern bereits in 
den kommenden Jahrzehnten die Anpasssungsfähigkeit vieler Gesellschaften überfor-

und internationale Sicherheit in einem bisher unbekannten Ausmaß bedrohen. Der Kli-

general, climate change could drive a more collaborative approach in inter-state relations 

-
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und welche Herausforderungen dies für ihr sicherheitspolitisches Verhalten 
3

-
hang von Klimawandel und seinen sicherheitspolitischen Folgen unterstreicht, 

-
ren, bislang aber nur wenige Untersuchungen über den konkreten Anpassungs-
prozess der Außen- und Sicherheitspolitik einzelner Staaten an den Klimawan-

Fälle erkennbar, in denen die sicherheitspolitischen Folgen des Klimawandels 

Entscheidungen getroffen haben, wie sie die Anpassung an die veränderten 
-

nis die sicherheitspolitischen Folgen des Klimawandels zu anderen Variablen 
staatlicher Außenpolitik stehen. Einer dieser Fälle ist die kanadische Politik in 
der Arktis. Diese steht vor der Herausforderung, neuartige, klimainduzierte 
Sicherheitsprobleme mit traditionellen, ja scheinbar „alten“ sicherheitspoliti-

-
-

nungsvorstellungen.4

Im Folgenden sollen am Fallbeispiel Kanadas die sicherheitspolitischen 
Anpassungsprozesse eines Akteurs an eine durch den Klimawandel veränderte 

ersten Schritt werden die natürlichen Ausgangsbedingungen ebenso wie die 
Entwicklung der kanadischen Arktis-Politik vor allem während der Amtszeit 

(2009) und Noras/Gleditsch (2007), dass die Qualität der zugrundeliegenden Theorien 
-

-

long-term global considerations. Domestic interests and political rhetoric aimed at home 
constituencies distort international relations. Inter-state transactions involve a multitude 
of actors, including regional and local organisations, representatives of indigenous 
peoples, and powerful business interests. Climate change will offer opportunities to ille-
gitimate as well as legitimate international actors, terrorists, pirates and criminals.“ 
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von Premierminister Stephen Harper (seit Februar 2006) diskutiert. In einem 
-

schen Arktis-Politik bzw. deren Interpretation Ottawas vorgestellt. Drittens 
werden die militärischen Anstrengungen der Regierung Harper mit Blick auf 
die arktische Souveränität bewertet; in einem vierten Schritt gilt es, die Reak-
tionen der politischen Akteure unterhalb der bundesstaatlichen Ebene, d. h. auf 
der Ebene der drei vor allem vom Klimawandel betroffenen Territorien, zu 

in der Arktis aus kanadischer Perspektive zu thematisieren. 

2. Kanadas Arktis-Politik und die Frage „arktischer Souveränität“

Jahrzehnten steigen in dieser Region die Temperaturen fast doppelt so schnell 

arktische Eispanzer im Sommer bereits um 20 % abgenommen und pro Dekade 
-

jährig bedeckt. Das Abschmelzen des Eises bewirkt eine sich selbst verstärkende 

dunkle Ozean, der nach dem Schmelzen zum Vorschein kommt. Er absorbiert 
mehr Sonnenenergie und durch seine Erwärmung verstärken sich die Schmelz-
effekte.5 Jüngste Studien gehen davon aus, dass ab 2013 weite Teile der arkti-
schen See während des Sommers faktisch eisfrei sein werden und dass sie für 
den Rest des Jahres lediglich von einer temporären, verhältnismäßig dünnen 
Eisschicht bedeckt sein wird. Bei einer gleichmäßig fortschreitenden Abnahme 
des Eises wird die Arktis wohl bis zum Jahr 2030 ganzjährig ihren Eispanzer 
verlieren.6 Dies hat die Arktis bereits jetzt im engsten Sinne zugänglicher ge-
macht, als sie dies jemals gewesen ist und gleichzeitig zum Objekt politischer 
Auseinandersetzungen ihrer Anrainer. Diese verfolgen konkurrierende Sou-
veränitätsansprüche in der Region, wetteifern um die Ausbeutung umfangrei-
cher Bodenschätze (nach Schätzungen des US Geological Survey

5
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7)
und streiten um die Nutzung der Nordwestpassage als globaler Schifffahrtsroute. 
Untersuchungen gehen davon aus, dass diese innerhalb der nächsten fünf Jahre 
für mindestens einen Sommermonat lang auch für solche Schiffe zugänglich 
sein wird, die nicht gegen Eis gepanzert sind.

Die geopolitischen Folgen des Klimawandels konstituieren im Falle der 
Arktis die Region überhaupt erst als regionale Ordnung in dem Sinne, dass zum 
ersten Mal die Anrainer gezwungen sind, Handlungsprinzipien zur Regelung 
der intraregionalen Beziehungen zu entwickeln sowie festzulegen und inte-
grieren die Arktis stärker als bislang – eigentlich zum ersten Mal – in das inter-

8 Akteure, die nicht zur arktischen Region zählen, haben als 
Folge des Klimawandels ein stärkeres Interesse an dieser und wetteifern um die 

kommenden Jahren ganzjährig für große Frachtschiffe befahrbar sein, wird 
-

lich 25 % verringern und teure Kanalpassagen würden entfallen.9 Diese kommer-
-

Vor allem die unmittelbaren Anrainer haben in den vergangenen Jahren – weit-
gehend zum ersten Mal – Arktispolitiken formuliert, d. h. Ziele, Prioritäten und 

-
ren ihre Interessen in der Region vor allem in Kategorien der nationalen 
Sicherheit. Die nationale Arktis-Politik solle vor allem dem Schutz des ameri-
kanischen Territoriums vor terroristischen Angriffen dienen und auch – von se-
kundärer Bedeutung – Schutz vor Schmuggel, organisierter Kriminalität u. a. m. 
gewährleisten. In dieser Sicht ist die Arktis ein Ort potenzieller Bedrohungen, 
die es abzuwehren gilt. Souveränitäts- und Zugangsfragen leiten sich daraus 
ab, stellen jedoch keine Priorität an sich dar. Im Falle Russlands sind andere 

-
nalen Identitätsbildung – in dieser Region präsent zu sein, unterstreicht das 
Selbstverständnis als nordische Macht und ist zugleich Ausdruck der Rückkehr 
Russlands unter den Präsidenten Putin und Medwedew zu einem früheren 

8 Diese Entwicklung wird z. B. durch die erstmalige Formulierung einer chinesischen 
Arktis-Politik illustriert (Jakobson 2010).

9 Eine Minderheitenmeinung vertritt Christensen 2009.
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Ressourcenansprüche Moskaus in der Arktis sind mehr Ausdruck dieses iden-
titären Konstrukts als von entsprechenden Prioritäten russischer Außenpolitik, 

-
ten. Zugleich bieten die russischen Territorialansprüche in der Region eine 
notwendige legitimatorische Grundlage zur Modernisierung der russischen 

-
gens verweist die Regierung auf eine Art „Normalisierung“ der Arktis, die be-

-
denen Interessen zahlreicher Akteure anderen regionalen Ordnungen des 

unterstreicht, dass es die erkennbaren militärischen Aktivitäten der anderen 

Staatsterritoriums werden für eine Nutzung überhaupt erst zugänglich; der Zu-
gang zur ressourcenreichen Hudson-Bucht würde verbessert; landwirtschaft-

ausdehnen und der kanadische Energiebedarf für das Heizen bzw. Kühlen von 

Besonderes Augenmerk in Ottawa und den Provinzen genießen jedoch die 

Gebiet. Dabei handelt es sich im engeren Sinne um einen riesigen Archipel mit 

durchgängig mit dickem Eis bedeckt gewesen sind. Kanadische Regierungen 
unterschiedlicher politischer Orientierung haben seit Jahrzehnten immer wie-

beansprucht. So sprach z. B. ein Verteidigungsweißbuch aus dem Jahr 1987 

politische Verfügungsgewalt über Teile des arktischen Meeres, die zugleich 
-

schen Souveränität über diese Gebiete. Angesichts der Tatsache, dass diese 
Gebiete nur schwer zugänglich waren, bestritt kaum ein anderer Akteur den 
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Erst in diesem Jahrzehnt hat die kanadische Arktis-Politik eine programma-
-

on der kanadischen Außenpolitik“10

allem als Verantwortung, die die Regierung für diese Region und ihre Einwoh-
ner zu übernehmen habe. So überrascht es wenig, dass die Ziele des kanadi-
schen Arktis-Engagements in allen diesbezüglichen Dokumenten weitgehend 
vorgeben, nicht an eigenen staatlichen Interessen orientiert zu sein. Ein wichti-
ges Ziel des kanadischen Engagements sei u. a., dass die Nutzung der arkti-

lebenden Ureinwohner, den First Nations, erfolge. Zudem solle die Arktis zu 

integriert sei bzw. in dem entsprechende Regelwerke gälten. Die liberalen wie 
gleichermaßen die konservativen kanadischen Regierungen haben in den ver-
gangenen Jahren immer wieder betont, dass sie ihren Souveränitätsanspruch 
auf die Arktis verteidigen und schützen würden.

Entsprechend hoch steht das Gebiet auch auf der Agenda der amtierenden 
Regierung von Premierminister Stephen Harper. So hat er zugesichert, die ka-
nadische Präsenz in der Arktis auszubauen und zu verstetigen. Mit einer der 
Arktis-Frage gewidmeten Rede formulierte Harper im Juli 2007 dieses Para-
digma des kanadischen Bestrebens nach arktischer Souveränität programma-

Mittelpunkt kanadischer Politik steht daher für die kommenden Jahre, die ka-

kanadischen Ordnungsvorstellungen auszurichten, weil nur dies einen dauer-
haften Anspruch Ottawas untermauere.11 Entsprechend beanspruchte Harper  

Million Quadratkilometer Meeresgebiet zusätzlich als kanadisches Hoheitsge-
biet.12 Die beanspruchte Zone von insgesamt 370 Kilometern von der kanadi-
schen Küstenlinie an umfasst auch die arktische Nordwestpassage und große 
Gebiete, in denen Bodenschätze vermutet werden. Mit dieser Politik genießt 

10 Communications Bureau Department of Foreign Affairs and International Trade Canada, 

11

12
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die konservative Regierung auch die prinzipielle Unterstützung der drei Oppo-
sitionsparteien.

einer zukünftigen kanadischen Strategie für die Arktis, die auf vier Säulen ba-

-
-

our leadership, stewardship and ownership in the region.”13 Der militärische 
Schutz des kanadischen Territoriums, umwelt- wie wirtschaftspolitische Erwä-
gungen, der Schutz der First Nations, die Ressourcennutzung der Region und 
die multilaterale Verregelung der Arktis sollen nun in einem kohärenten Ansatz 

14

Einerseits steht die kanadische Souveränitätspolitik in der Arktis im Gegensatz 
zu den Ansprüchen anderer Anrainer. Andererseits haben die veränderten kli-
matischen Bedingungen bislang nicht zu einer Außenpolitik beigetragen, die 

wie die militärischen Reaktionen Kanadas illustrieren.

3. Kanadas verteidigungspolitische Bestrebungen in der Arktis

Auch für die Arktis sehen einige beunruhigte Beobachter angesichts der ein-
gangs skizzierten Veränderungen die Gefahr klimainduzierter Kriege am Hori-

sein. Zwar artikulieren die Anrainerstaaten (und auch andere Akteure) immer 
deutlicher ihre Ansprüche auf Territorien, Ressourcen und Schifffahrtswege 

vor wenigen Jahren konstatiert werden muss. Die Regierungen entwickeln aber 
gleichzeitig Ansätze für die rechtliche und institutionelle Regelung derartiger 

ikte und haben bislang trotz zum Teil gegenteiliger Signale eine militäri-

13 R
-

pion-Smith, Canada 9.
14 Can

ttawa Citizen, 29.07.09.
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Kanada hat unter den Arktisanrainern militärisch einen vergleichsweise 

die kanadische Marine die Sicherung der arktischen Gewässer weitgehend den 

unwahrscheinlich geworden. Daher widmeten die kanadischen Regierungen 
seit den 90er-Jahren dem militärischen Schutz der Arktis immer weniger Auf-
merksamkeit, und die Präsenz kanadischer Sicherheitskräfte in dem Gebiet 
verkümmerte nahezu vollständig. Dies hat zur Folge, dass die Marine in den 
arktischen Gewässern heute aus technischen Gründen nur im eisfreien Sommer 
operieren kann. Und selbst in diesen Monaten ist die kanadische Präsenz mit 12 

in weiten Teilen der Arktis lediglich sporadisch. Zwar hat die Regierung Harper 

Schritte sind jedoch ausgeblieben bzw. kleiner als angekündigt ausgefallen. 

Schritte mit dem Anliegen balanciert werden müssen, gute Beziehungen zum 
südlichen Nachbarn zu unterhalten (Harrington 2008).

drei schweren Eisbrechern angekündigt, die der Marine erlauben sollten, das 
-

scheidung aber zugunsten von acht kleineren Überwachungsschiffen für die 

Moment nicht für arktische Kontrollfahrten genutzt werden, da sie dieselbe-
trieben sind und dementsprechend keine langen Tauchfahrten unter dem arkti-

bislang nicht in Sicht.
Im Gegensatz dazu hat die Regierung Harper jedoch diejenigen Aktivitäten 

sichtbar verstärkt, die weniger einen direkten militärischen Bezug aufweisen, 
aber die Präsenz Kanadas in der Arktis unterstreichen. So haben die kanadi-

-
vern in den arktischen Gewässern unternommen, in denen z. B. die Marine, die 
Küstenwache und die Polizei die gemeinsame Reaktion auf Notfälle in der 
Arktis übten. Ein arktisches Ausbildungszentrum für die kanadischen Streit-

einen Hafen anzulegen, der als Versorgungsbasis für alle kanadischen Arktis-
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Canadian Ranger, einer seit 1947 bestehenden 
und dem Verteidigungsministerium unterstehenden Miliz, auf 5.000 Mitglie-

anderen verdächtigen Aktivitäten absuchen sollen, sowie schließlich die Nut-
zung unbemannter Flugzeuge zur Überwachung der Region.

Mittlerweile sind die anderen Arktisanrainer dem kanadischen Beispiel ge-

einer Schwelle, die von den anderen Anrainern als unmittelbare militärische 
-
-

lichen Flotte angekündigt, ein ehrgeiziges Eisbrecher-Programm aufgelegt und 
seine strategischen Bomber an den Grenzen der anderen Arktisanrainer pa-
trouillieren lassen.15 Norwegen hielt im März 2009 mit 7.000 Soldaten ein 

-

Einheit für Einsätze in der Arktis solle aufgestellt werden, die von einem eige-

16

4. Die völkerrechtlichen Ansprüche Kanadas auf die Arktis

Blickt man auf das Beispiel Kanadas, so scheinen Thesen bezüglich einer regel-
-

gung im arktischen Raum spekulativ. Statt mit militärischen Drohgebärden hat 
Kanada seine Interessen bislang vor allem mit nationalen und internationalen 
Rechtsmitteln umzusetzen gesucht. Bis auf eine Ausnahme (Dänemark und 
Kanada erheben beide Ansprüche auf die 1,3 Quadratkilometer kleine Hans-

-
das über die Inseln des Nordpolarmeers infrage. Strittig ist hingegen die Souve-

17

15
Mail, 13.02.09.

16
17
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Hauptelemente des kanadischen Souveränitätsanspruchs sind zwei nationale, 
Arctic Waters 

Pollution Prevention Act hat Kanada seine Umweltgesetzgebung auf eine 100 
Seemeilen umfassende Zone um seine arktische Küste herum ausgedehnt. Das 
Gesetz enthält genaue Umweltbestimmungen, die auf den gesamten Schiffs-

-

235 der United Nations Convention of the Law of the Sea
-

gen erlaubten es Küstenstaaten, nationale Gesetze gegen Meeresverschmutzung 
bis 200 Meilen vor ihrer Küste geltend zu machen, wenn ganzjährig vorhande-

Vorschriften noch anwendbar sind, wenn das Eis während der meisten Zeit des 
Jahres nicht mehr vorhanden ist und sich die Nordwestpassage gegebenenfalls 

haben sollte. Der Territorial Sea and Fishing Zones Act hat das kanadische 
-

passage insofern von Bedeutung ist, als sie an ihrer schmalsten Stelle weniger 
als 24 Seemeilen breit ist und sich daraus überlappende Küstenmeere ergäben, 
die sich vollständig im kanadischen Hoheitsgebiet befänden und dementspre-
chend kanadischen Gesetzen unterlägen.

Kanada hat aus der Souveränität über die Inseln des arktischen Archipels 
die Position abgeleitet, dass diese sich auch auf die Gewässer vom nordameri-

haben andere Staaten, vor allem die USA, diesen Anspruch nicht anerkannt, 
angesichts der weitgehenden Unschiffbarkeit der Passage besaßen die unter-
schiedlichen Positionen praktisch jedoch keine Relevanz. Nur in seltenen Aus-
nahmefällen sah sich Ottawa gezwungen, den Souveränitätsanspruch auf die 

durch den amerikanischen Tanker Manhattan 1969-1970 und den Eisbrecher 
Polar Sea 1985 hatten die USA keine Genehmigung von Ottawa erbeten, worauf 
Kanada die Taktik verfolgte, diese ungefragt zu erteilen und erfolgreich darum 
nachsuchte, kanadische Beobachter an Bord entsenden zu dürfen. Im Sommer 
2008 kündigte die Regierung Harper an, dass künftig für alle Schiffe auf der 

Küstenwache allerdings nicht über die Ressourcen, um die von Harper ange-
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Bei allen Souveränitatsüberlegungen bildet die nach wie vor ausstehende 
Festlegung der Grenze zwischen Kanada und den USA in der Beaufortsee an-

-
-

-
mäß der ersten Sicht unterläge das Gewässer dann vollständig kanadischer 

-
doch begrenztes Durchfahrtsrecht (innocent passage
Staaten dann geltend machen. Eine Festlegung der Nordwestpassage als inter-

(transit passage) für Schiffe aller Art zur Folge, darunter auch Kriegsschiffe 
und U-Boote, das Kanada nicht reglementieren dürfte.

-

-

Grund der Vereisung des Gewässers nicht mehr als ca. 100 Schiffe an der Ober-

Durchquerungen durch Unterseeboote.18 Sofern der Klimawandel die Passage 
also dauerhaft ganzjährig schiffbar machte und dadurch der Umfang des inter-
nationalen Schiffverkehrs anstiege, würde die Position Kanadas, dass es sich 
um ein Binnengewässer handelt, mittelfristig an Gewicht verlieren bzw. lang-
fristig gar nicht mehr zu halten sein.19

Vor dem Hintergrund der umstrittenen Rechtslage ist Kanada nachdrücklich 
für eine internationale Verregelung der arktischen Politik eingetreten, zum einen, 

18 Zuletzt hat die Sichtung eines ausländischen U-Bootes am Osteingang der Nordwestpas-

19
1988.
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da Ottawa hofft, dass eine solche die kanadische Position stützen würde, zum 
anderen aber auch, da es der strategischen Kultur der kanadischen Außenpoli-
tik entspricht, die sich sehr stark an dem Primat des multilateralen Handelns 
und der Verrechtlichung der internationalen Beziehungen orientiert. So hat sich 

Umfang seines Kontinentalshelfs den Vertragspartnern anzuzeigen. Dies deter-
miniert dann den kanadischen Souveränitätsanspruch jenseits der von der UN-

der damalige Minister für natürliche Ressourcen, die Ansprüche Ottawas kon-

-
schen Meeresbodens vorlegen. Zudem werde es den russischen Anspruch 

verläuft, seinen geologischen Ursprung im russischen Festland habe. Eine Aner-
-

tätsrechte in der Arktis einräumen. Um den kanadischen Anspruch zu unter-
Geological Survey of Canada für die kommenden Jahre 

mehr als 25 Mio. Euro ausschließlich für diese Aufgabe zur Verfügung gestellt.

5. Die föderale Dimension der kanadischen Arktis-Politik

Die kanadische Arktis-Politik wirkt auf der bundesstaatlichen Ebene homogen 

dieser Ebene teilen jedoch nicht vollständig die Politik der Regierung Harper, 
sondern verfolgen einen eigenständigen Kurs in der Frage der Arktis-Nutzung. 
Dies sind vor allem die drei kanadischen Territorien (Ihr Status ist weitgehend 
mit dem der Provinzen vergleichbar.) Yukon, Nunavut und die Nordwest-Terri-
torien, deren Gebiete den kanadischen Teil der Arktis und damit die Grundlage 
für die Territorialansprüche Ottawas bilden. Im Rahmen der Western Premiers 
Conference verfolgen diese einen unabhängigen Kurs in der Arktisfrage, der 
stärker auf eine multilaterale Verregelung setzt als die Regierung Harper, und 
umgehen dabei die Bundesregierung in Ottawa. So bot ihr Treffen im Mai 2008 

amerikanischen Botschafter in Kanada, in deren Mittelpunkt Fragen des Um-
welt- und Artenschutzes sowie die Berücksichtigung der Belange der Inuit in 
Fragen der Arktisnutzung stand.
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Auch die Organisationen dieser First Nations spielen für die kanadische 
Arktis-Politik eine immer wichtigere Rolle. Keine kanadische Regierung kann 
es sich innenpolitisch erlauben, den Eindruck zu erwecken, deren Interessen zu 
vernachlässigen. Dies ist auch der Grund dafür, dass Ottawa bei der Gründung 
des Arktischen Rates die Mitgliedskategorie „Permanente Teilnehmer“ durch-
gesetzt hat (zur kanadischen Politik in diesem Forum Nord 2006). Dabei han-
delt es sich um diejenigen nicht-staatlichen Organisationen, in denen sich die 

First Nations

-
lichen Nutzen einer stärkeren Erschließung der Arktis für sich selbst und befür-
worten sie als notwendigen Anpassungsprozess an den Klimawandel.20 Zu-
gleich äußern ihre Vertreter jedoch immer wieder die Sorge vor einer unge-
regelten und unkontrollierten Nutzung der Region, die mittel- und langfristig 

6. Kooperation und Verregelung als Primat kanadischer Arktis-Politik

Zwar erschienen Kanada und die USA lange Zeit als die beiden Hauptgegner in 
-

rechtliche Ordnungsvorstellungen weiter bestehen bleiben, deutet sich aber an, 

-

Stellung bezüglich dieser Dimension der arktischen Nutzung.21 Ein zweites, 
sicherheitspolitisches Argument ist mit dem 11. September 2001 hinzugetre-

als Einfallstor für unkontrollierte Migration, Schmuggel und transnationalen 
Terrorismus erweisen. Vor diesem Hintergrund erscheint die „stille“ Akzeptanz 
kanadischer Souveränität zur Sicherung des nordamerikanischen Kontinents 

20 -

21



ZPol 1/10 105

-
reits seit 1957 mithilfe des North American Aerospace Defense Command

diese Überwachung durch ein Zusatzabkommen im April 2006 auf die gesam-
ten, das Territorium Kanadas und die Vereinigten Staaten umgebenden Gewässer 

Vereinbarung zu, derzufolge Durchfahrten amerikanischer Eisbrecher nur mit 
-

liche Position der USA ist also politisch bereits aufgeweicht und dürfte ange-
sichts der veränderten sicherheitspolitischen Herausforderungen noch mehr an 
Bedeutung verlieren.

Auch im Falle der unterschiedlichen Souveränitätsvorstellungen Kanadas 
und der Europäischen Union (Die Europäische Kommission vertritt die An-

-

so konfrontativ sein, wie manche Beobachter es erwarten. So haben kanadische 
Regierungen mehrfach betont, dass sie keinem ihrer Verbündeten und keiner 

-
-

stellungen Kanadas und der Arktisanrainer Dänemark und Norwegen, die zu-
gleich NATO-Partner Ottawas sind, sollten daher einer gemeinsamen Nutzung 

-
staaten der Europäischen Union, von denen die überwiegende Zahl ebenfalls 
über die gemeinsame NATO-Mitgliedschaft Kanada verbunden ist.22

neue Kooperationsformen hervorbringt.23 Diese sind erst einmal informell, 
kaum verregelt und nicht mit einem institutionellen Unterbau versehen. Zudem 
scheinen sie auf den ersten Blick Institutionen zu duplizieren, die sich bereits 

22 Zur Arktis-Politik der EU vgl. Communication from the Commission to the European 
Parliament and the Council „The European Union and the Arctic Region“, Brüssel 

-

23 Einen guten Überblick über diejenigen internationalen wie transnationalen Institutio-
nen, die die „Verregelung“ der Arktis zum Ziel haben, bieten Keskitalo 2007 sowie 
Young 2005.
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mit Fragen der Arktis-Politik beschäftigen. Sie wirken aber wie andere sicher-
-

achter vorsichtig werden lassen, die in den vergangenen Jahren ein „Rennen 

24

Ausgangslage Kanadas Arktispolitik sich bislang nicht militarisiert hat oder die 
Konfrontation mit anderen Anrainern sucht. Drei Faktoren wirken dabei mil-

-
heitsprobleme regeln; (2) innenpolitischer Druck, v. a. der First Nations, be-

-
formen bedacht ist; (3) bereits bestehende, internationale Kooperationsmuster 
im arktischen Raum, aber auch in anderen bilateralen und multilateralen For-
maten, vor allem der NATO, bewirken, dass die Akteure eine eher kooperative 

unwahrscheinlich erscheinen.
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